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Quelle Anforderungen der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di an die Wahlprogramme 
2021 – „Arbeit der Zukunft“ + 
Beschlüsse des ver.di-Bun-
deskongresses 2019             
(Anträge A 001 & B 090) 

„Das Programm für Stabilität 
und Erneuerung. GEMEINSAM 
FÜR EIN MODERNES DEUTSCH-
LAND“ vom 21.6.21.  
S. 37-38, 60, 62, 75-76, 79, 82-
83. 

„Aus Respekt vor deiner 
Zukunft – Das Zukunfts-
programm der SPD“ vom 
9.5.21.  
S. 15, 27-30-33, 40, 42. 

„DEUTSCHLAND. ALLES IST 
DRIN.“ Programm zur Bundes-
tagswahl vom 9.7.21.  
S. 42-45, 60, 63-64, 86. 

„Zeit zu handeln: Für 
soziale Sicherheit, Frieden 
und Klimagerechtigkeit!“ - 
Wahlprogramm vom 
15.7.21.  
S. 9, 15-18, 20-22, 25-27, 
51, 80, 102-103. 

„Nie gab es mehr zu tun“ – 
Wahlprogramm vom 16.5.21. 
S. 12, 20, 32-35, 55, 86-87. 

Tarif- 
bindung 

 Stärkung und Erhalt von 
Tariftreue/Tariftreuege-
setz: Öffentliche Auf-
träge/Förderungen nur 
noch an Unternehmen mit 
Tarifbindung.  
 

 Reform der Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung.  

 
 Förderung der Tarifbin-

dung auf Gewerkschafts- 
und Arbeitgeberseite: Mit-
gliedsbeiträge für Gewerk-
schaftsmitglieder sollten 
steuerlich absetzbar sein; 
Erweiterung der Möglich-
keiten tariflicher Differen-
zierungsklauseln; OT-Mit-
gliedschaften in Arbeitge-
berverbänden abschaffen. 

Möglichst großen Spielraum 
bei Gestaltung von Arbeitsre-
gelungen lassen; flankierend 
unterstützen und wo nötig ge-
setzgeberisch eingreifen. 
 
Instrument der „Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung“ stär-
ken. 

Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung vereinfachen. 
 
Keine OT-Mitgliedschaft in 
Arbeitgeberverbänden.   
 
BundestariftreueG: Öffentli-
che Auftragsvergabe nur an 
tarifgebundene Unterneh-
men; Fokus Vergabekriterien: 
Innovation, Tarifbindung, Ge-
schlechtergerechtigkeit und 
klimafreundliche Nachhaltig-
keit. 
 
Tarifbindung auch bei Auf-
spaltung und Auslagerung. 
 

Allgemeinverbindlichkeitser-
klärung leichter machen; mehr 
Tarifbindung. 
 
Betriebe verpflichten, zu veröf-
fentlichen, ob sie Tarifvertrags-
partei sind. 
 
BundestariftreueG: 
Bei öffentlicher Vergabe sollen 
Unternehmen zum Zug kom-
men, die tarifgebunden sind/ 
mindestens Tariflöhne zahlen. 
 
Bei Umstrukturierungen sollen 
tarifliche Regelungen weiter 
gelten, bis ein neuer Tarifver-
trag abgeschlossen wurde. 
 
 

Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung vereinfachen: 
auf Antrag einer Vertrags-
partei, Vetorecht der Ar-
beitgeber*innen im Tarif-
ausschuss abschaffen.  
Keine OT-Mitgliedschaften 
in Arbeitgeberverbänden; 
Umfassendes Verbandskla-
gerecht (Gewerkschaften) 
zur Einhaltung von Tarifver-
trägen; bei Betriebsüber-
gängen = alter Tarifvertrag  

 
BundestariftreueG: Einhal-
tung von Tarifverträgen 
zwingende Voraussetzung 
für öffentliche Aufträge; 
Subunternehmen mitein-
schließen. 

./. 
 
(Tarifautonomie in der Zeitar-
beit stärken; siehe Leih- und 
Zeitarbeit) 

Mitbestim-
mung 

 Initiativrecht bei Einfüh-
rung betrieblicher Be-
rufs/Weiterbildungsmaß-
nahmen. 

 Mitbestimmung beim Ein-
satz von KI-Systemen 

 Besonderer Kündigungs-
schutz der Initiatoren von 
Betriebsratswahlen 
 Gleiche Mitbestimmungs-

rechte in Tendenzbetrie-
ben. 

Möglichst viele Beschäftigte 
sollen durch Betriebs-/Perso-
nalrat vertreten werden. 
 
„Mitbestimmungskultur erhal-
ten und Mitbestimmungs-
rechte sichern.“ 
 
Online-Wahl von Betriebsräten 
möglich, wenn vom Wahlvor-
stand gewünscht. 

„Mehr echte Mitbestim-
mungsrechte (…) beim Ein-
satz von KI, bei der betriebli-
chen Weiterbildung“; Parität 
in den Aufsichtsräten von 
Unternehmen. 
 
Kündigungsschutz für Be-
triebsrät*innen ausweiten 
und eine Behinderung von 
Betriebsratsarbeit stärker 
verfolgen; Gründung einer Ju-
gend- und Auszubildenden-
vertretung (JAV) erleichtern.  

Mehr Mitbestimmung in den 
Betrieben beim Wandel der Ar-
beitswelt, der Digitalisierung 
und der „ökologische Transfor-
mation“.   
 
Paritätische Mitbestimmung in 
Unternehmen mit mehr als 
1.000 Beschäftigten. 
Mehr Schutz für Betriebsräte 
und für Beschäftigte, die erst-
mals einen Betriebsrat gründen 
wollen.  

Wahl von Betriebsräten  
erleichtern.  
 
Paritätische Mitbestim-
mung im Aufsichtsrat 
„in allen privaten, öffentli-
chen und gemeinwirt-
schaftlichen Unternehmen 
ab 500 Beschäftigten“ 
„Kündigungsschutz muss 
auf alle Organe der Be-
triebsverfassung ausgewei-
tet werden.“ 

./. 
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Mindest- 
lohn  

Anhebung des Mindestlohns 
auf mindestens 12€/Stunde 

./. Gesetzlichen Mindestlohn zu-
nächst auf mindestens zwölf 
Euro erhöhen. 
 
Mindestlohnkommission soll 
eine weitere Erhöhung der 
Mindestlöhne verfolgen. 

Den gesetzlichen Mindestlohn 
sofort auf 12 Euro anheben; 
Keine Ausnahmen für unter 18-
Jährige und Langzeitarbeitslose. 
 
Mindestlohnkommission soll 
Mindestlohn langfristig an die 
Entwicklung der Tariflöhne an-
passen. 
 

Gesetzlichen Mindestlohn 
auf 13 Euro anheben. 
 
Keine Anrechnung von Zu-
schlägen für Sonntags-, 
Schicht- oder Mehrarbeit. 
 
Keine Ausnahmen vom 
Mindestlohn; strengere 
Kontrollen.  

./. 

Teilzeit Unfreiwillige Teilzeit zurück-
zudrängen:  
 Individuelles Recht auf be-

fristete Teilzeit, unter Wah-
rung der Beteiligungs-
rechte der betrieblichen In-
teressensvertretungen 
 

 Regelungen zur Aufsto-
ckung der Arbeitszeit zu-
gunsten der Beschäftigten 
erweitern (§ 9 TzBfG) 

 

„Lebensphasenorientierte An-
passung der Arbeitszeit.“ 
 
Instrument der Zeitwertkonten 
praktikabler gestalten und als 
Familienzeitkonten nutzbar 
machen; auch staatliche För-
dermittel sollen auf Familien-
zeitkonten gebucht werden 
können.  

Instrument der Langzeitkon-
ten zu persönlichem Zeit-
konto weiterentwickeln, für 
mehr Zeitsouveränität. 
 
Zugang zur Brückenteilzeit 
für mehr Beschäftigte  
 
Geförderte Bildungszeit und 
Bildungsteilzeit: Recht auf 
Freistellung oder Arbeitszeit-
reduzierung; finanzielle För-
derung, die Lohneinbußen 
während der Weiterbildung/ 
Umschulung angemessen 
kompensiert. 

Starre Vollzeit umgestalten, 
etwa mit Hilfe eines flexiblen 
Arbeitszeitkorridors. 
 
Sozialpartner sollen dabei un-
terstützt werden, flexible Ar-
beitszeitmodelle zum Vorteil 
der Beschäftigten zu ermögli-
chen.  
 
Echtes Recht auf die Rückkehr 
in Vollzeit, das auch für klei-
nere Betriebe gilt.  

Rechtsanspruch auf eine 
Vollzeitstelle für alle Be-
schäftigten. 
 
Recht auf vorübergehende 
Arbeitszeitverkürzung für 
alle Beschäftigten. 
 
Rechtsanspruch auf fami-
liengerechte Arbeitszeiten 
für alle, die Verantwortung 
in Erziehung und Pflege 
übernehmen; Rechtsan-
spruch auf eine sechswö-
chige Pflegezeit mit Lohn-
fortzahlung.  

Vorständen und anderen Füh-
rungskräften wollen wir eine 
zeitlich begrenzte Auszeit er-
möglichen (in begründeten Fäl-
len wie Geburt, Elternzeit, 
Pflege Angehöriger oder bei ei-
gener schwerer Erkrankung). 

Leih-/Zeit-
arbeit 

Zeit- und Leiharbeit - „glei-
che Bezahlung und gleiche 
Arbeitsbedingungen“ vom 
ersten Tag an:   
 Gleiche Bezahlung und 

gleiche Arbeitsbedingun-
gen vom ersten Einsatztag, 
inkl. einer Flexibilitätszu-
lage von zehn Prozent. 
 

 Die Höchstüberlassungs-
dauer arbeitsplatz- statt ar-
beitnehmerbezogen regeln 

Wir werden die Zeitarbeit er-
halten. 
 
Zeitarbeit ist eine wichtige Brü-
cke zur Arbeit, und auch für 
hochprofessionelle Fachkräfte 
immer häufiger eine frei ge-
wählte Art der Arbeit. 

Leiharbeiter*innen werden 
ab dem ersten Tag den glei-
chen Lohn erhalten wie Fest-
angestellte. 

Leiharbeiter*innen sollen vom 
ersten Tag an den gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit bekom-
men wie Stammbeschäftigte – 
plus Flexibilitätsprämie. 

Leiharbeit verbieten. 
Bis dahin: Ab dem ersten 
Tag die gleichen Löhne wie 
Festangestellte plus Flexibi-
litätszulage von 10 Pro-
zent. 
 
Einsatz von Leiharbeit an 
die Zustimmung des Be-
triebsrats und den gültigen 
Tarifvertrag binden. 
 
Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz an den Arbeitsplatz 
statt an die Person der Be-
schäftigten gebunden. 

Wir wollen, dass Zeitarbeit die-
selbe Wertschätzung erfährt 
wie jede andere sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung 
auch. 
 
Zeitarbeit sichert Teilhabe für 
die Beschäftigten und Flexibili-
tät für die Unternehmen. Zu 
verändern: Unnötige gesetzli-
che Sondervorschriften (z.B. 
Höchstüberlassungsdauer) auf-
heben. 
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Befristung Sachgrundlose Befristung ab-
schaffen:  
 
 Die sachgrundlose Befris-

tung ist gänzlich abzuschaf-
fen.  

 Des Weiteren sind die 
Sachgründe für Befristung 
zur Erprobung und Haus-
haltsbefristung zu strei-
chen.  

 Keine Kettenbefristungen 
mehr   

Befristete Arbeitsverhältnisse 
sollen die Ausnahme sein; 
Keine Ausweitung von Ketten-
befristungen. 
 
Sachgrundlose Befristung soll 
Ausnahme bleiben und darf 
zwei Jahre nicht überschreiten. 
„Missbrauch werden wir ver-
hindern.“ 
 

Befristung von Arbeitsver-
hältnissen ohne Sachgrund 
werden wir abschaffen. 
 
Gesetzliche Gründe für eine 
Befristung kritisch überprü-
fen. 

Keine sachgrundlosen Befris-
tungen mehr. 
 
 

Befristungen begrenzen; 
Sachgrundlose Befristun-
gen müssen ersatzlos ge-
strichen werden und zuläs-
sige Sachgründe eng be-
grenzt werden. 
 
Bei öffentlicher Finanzie-
rung: Befristung der Haus-
haltsmittel oder von Pro-
jektgeldern kein zulässiger 
Grund mehr. 
 
Der dritte Vertrag bei dem-
selben Arbeitgeber muss 
unbefristet sein. 

./. 

Entgelt-
gleichheit  

Entgeltgleichheitsgesetz für 
den Privatsektor: Gleicher 
Lohn bei gleicher Arbeit für 
Frauen und Männer. 

„Wir werden die Wirkung des 
Entgelttransparenz-Gesetzes 
weiter evaluieren und es, falls 
nötig, überarbeiten.“ 

Entgelttransparenzgesetz 
Weiterentwickeln: Unterneh-
men/Verwaltung müssen 
Löhne überprüfen und Lohn-
unterschiede ausgleichen.  

Entgeltgleichheitsgesetz (auch 
für kleine Betriebe), inkl. eines 
Verbandsklagerechtes. 

Verbindliches Entgelt-
gleichheitsgesetz, inkl. Ver-
bandsklagerecht. 

Unternehmen mit mehr als 500 
Beschäftigten sollen ihren un-
ternehmensinternen Gender- 
Pay-Gap auswerten und veröf-
fentlichen. 

Minijobs Minijobs – Minilöhne – Mini-
renten – endlich überwin-
den!  Die Überwindung der 
Mini-Jobs ist überfällig. Des-
halb muss eine Sozialversi-
cherungspflicht ab dem ers-
ten Euro gelten. 

Minijobgrenze von 450 Euro 
auf 550 Euro pro Monat erhö-
hen und diese Grenze mit Blick 
auf die Entwicklung des Min-
destlohns regelmäßig überprü-
fen. 

Ziel: Alle Beschäftigungsver-
hältnisse in die soziale Siche-
rung einzubeziehen; Über-
gangsregelungen für beste-
hende Arbeitsverhältnisse 
und Ausnahmen für be-
stimmte Gruppen (z. B.  
Rentner:innen) 
 
Anhebung der Gleitzone der 
Midi-Jobs auf 1.600 Euro. (ge-
ringere Beiträge, gleicher 
Rentenanspruch). 

Minijobs, mit Ausnahmen für 
Studierende, Schüler*innen 
und Rentner*innen, in sozial-
versicherungspflichtige Be-
schäftigung überführen und 
Regelungen für haushaltsnahe 
Dienstleistungen schaffen. 

Mini-und Midijobs in sozial-
versicherungspflichtige Ar-
beitsverhältnisse überfüh-
ren.  
 
Rechte von Beschäftigten 
in Privathaushalten stär-
ken. 

Minijob-Grenze erhöhen und 
dynamisch an gesetzlichen Min-
destlohn koppeln.  
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Werk- 
verträge 

Missbrauch durch gesetzli-
che Regelungen stoppen. 

Missbräuchlichen Anwendun-
gen treten wir durch wirksame 
Arbeitsschutzkontrollen ent-
schieden entgegen.  

Unsere Ziele: Mehr echte 
Mitbestimmungsrechte (…) 
beim Einsatz von Leiharbeit 
und Werkverträgen. 

„Gegen den vielfachen Miss-
brauch von Werkverträgen (…) 
ordnungspolitisch vorgehen.“ 

Vergabe von Werkverträ-
gen […] muss an die Zu-
stimmung des Betriebsrats 
und die gültigen Tarifver-
träge gebunden sein.  

Beweislastumkehr um 
Missbrauch von Werkver-
trägen zu unterbinden. 

./. 

Gute Arbeit Soloselbstständige absichern 
(Einbezug in die Sozialversi-
cherung, "arbeitnehmerähnli-
chen Personen" in § 12 a Ta-
rifvertragsgesetz). 

Altersvorsorgepflicht: Wahl 
zwischen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und anderen 
Vorsorgearten.  
 
Schutz in der gesetzlichen 
Kranken - und Pflegeversiche-
rung bei selbstständiger nicht- 
künstlerischer Nebentätigkeit; 
Reform der Arbeitslosenversi-
cherung in der Kulturbranche. 

Absicherung in der Künstler-
sozialversicherung, in der 
Renten-, Kranken- und Ar-
beitslosenversicherung ver-
bessern. 
 
Sicherungsgeld bei unvorher-
sehbaren Einnahmeausfällen. 

„Arbeitnehmerähnliche Perso-
nen und Solo-Selbständige sol-
len sich künftig leichter tarif-
lich organisieren können.“ 
 
Künstlersozialkasse (KSK) 
finanziell stärken;  
Vereinfachter Zugang zur frei-
willigen Arbeitslosenversiche-
rung für Selbstständige. 

Einbezug von Selbstständi-
gen in die Arbeitslosenver-
sicherung.  

 

Förderprogramme auch für 
kleinere Unternehmen 
und Solo-Selbstständige der 
Kultur- und Kreativwirtschaft 
öffnen. 

 Recht auf Homeoffice (Aus-
stattung mit Arbeitsmitteln 
durch Arbeitgeber, Mitbe-
stimmung des Betriebsrates; 
digitaler Zugang zum Unter-
nehmen). 

Regelungen zum mobilen Ar-
beiten sollen von den Tarifver-
tragsparteien kommen;  
 
Arbeits- und Gesundheits-
schutz müssen gewährleistet 
sein.  

Rechtsanspruch auf mobile 
Arbeit einführen: bei einer 
Fünf-Tage-Woche mindestens 
24 Tage im Jahr; mit festen 
Arbeits- und Ruhezeiten.  
 
Gewerkschaften sollen ein di-
gitales Zugangsrecht zum 
„virtuellen“ Betrieb erhalten; 
Beschäftigtendatenschutzge-
setz einführen. 

Recht auf mobiles Arbeiten 
einführen – mit Blick auf be-
triebliche Möglichkeiten, aber 
auch mit strikten Schutzkrite-
rien und starkem Einfluss der 
Interessenvertretungen.  

Recht auf Homeoffice: Be-
dingungen dafür müssen 
per Tarifvertrag oder per 
Betriebs- / Dienstvereinba-
rung geregelt werden. 

Vereinbarung zwischen Arbeit-
geber Beschäftigten; Anpas-
sung des rechtlichen Rahmens 
von Homeoffice 
 
Steuerfreie Nutzung der Büro-
ausstattung durch Beschäf-
tigte. 

 Plattformarbeit stärker  
regulieren (Beweislastum-
kehr bei Statusklärung, Einbe-
zug in die Sozialversicherun-
gen, Verbandsklagerecht und 
Möglichkeit von Kollektivver-
handlungen, stärkere Kon-
trolle). 

Neue Arbeitsformen beobach-
ten und bei Fehlentwicklungen 
gesetzgeberisch eingreifen. 

Maßnahmen gegen Lohn- 
und Sozialdumping vorantrei-
ben; Beschäftigte auf Platt-
formen sollen sich leichter 
zusammenschließen können, 
inkl. eines Verbandsklage-
rechtes der Gewerkschaften; 
Arbeitnehmerstatus einfa-
cher klären. 

Beweislast bezgl. Arbeitneh-
merstatus beim Arbeitgeber.  
 

Sozialversicherungsbeiträge 
vom Arbeitgeber. 

./. 
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Ausbildung  Ausreichendes Ausbil-
dungsangebot für junge 
Menschen.  

 
 Das Bundesausbildungs-

förderungsgesetz (BAFöG) 
und Bundesausbildungsbei-
hilfe (BAB) reformieren. 

Mehr Gewicht auf die Ausbil-
dung junger Menschen als 
Facharbeiter und Handwerker.  
 
Altersgrenzen erhöhen; Auf-
stiegs-BAföG fortentwickeln. 

Einsatz für eine Ausbildungs-
garantie und mehr Ausbil-
dungskapazitäten; Duale 
Ausbildung in den Berufen 
der Gesundheit, Pflege und 
Erziehung ermöglichen. 
 
Förderansprüche ausweiten, 
schrittweise Rückkehr zum 
Vollzuschuss, Altersgrenzen 
aufheben.  

Mindestausbildungsvergütung 
von mindestens 80 Prozent 
der durchschnittlichen, tarifli-
chen Ausbildungsvergütungen. 
 
BAföG zu einer Grundsiche-
rung für alle Studierenden und 
Auszubildenden umbauen, el-
tern- und altersunabhängig;  
Einführung eines Weiterbil-
dungs-BAFöG.  

„Solidarische Umlagefinan-
zierung“, die ausbildende 
Unternehmen unterstützt. 
Berufsbildungspakt für In-
vestitionen in Berufsschu-
len; gebührenfreie und 
vollqualifizierende Ausbil-
dung für alle; Reform des 
Berufsbildungsgesetzes. 

„Zukunftsgarantie“: sozialpä-
dagogisch geschulte Lernpro-
zessbegleiterinnen und –beglei-
ter, außerbetriebliche Ausbil-
dungsangebote und Zugang zu 
Praktika für Schülerinnen und 
Schüler unabhängig von der so-
zialen Herkunft.  

Arbeitslo-
senversi-
cherung 

 Kein Abrutschen ins Grund-
sicherungssystem. 

 Längere Bezugsdauer 
 Anschlussarbeitslosengeld 

(in Höhe von 58 Prozent) 
bei mind. 2 Jahren sozial-
vers.pflichtiger Beschäfti-
gung. 

 Rechtsanspruch auf aktive 
Förderung und ein Weiter-
bildungsgeld von 15% bzw. 
200€.  

./. Ausbau der Arbeitslosenversi-
cherung zu einer solidari-
schen Arbeitsversicherung. 
 
Zugang zum Arbeitslosengeld 
erleichtern; Längere Bezugs-
dauer für längere Beitrags-
dauer. 
 
Wir werden einen Anspruch 
auf Qualifizierung einführen, 
der bereits nach drei Mona-
ten ohne neue Erwerbsarbeit 
greift (Arbeitslosengeld Q). 

Ausbau der Arbeitslosenversi-
cherung zu einer Arbeitsversi-
cherung.  
 
Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ab vier Monaten sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäfti-
gung.  
 
Rechtsanspruch auf Weiterbil-
dung und die Stärkung der be-
ruflichen Qualifikation, in Form 
von Bildungsagenturen.  

Arbeitslosenversicherung, 
in die alle Erwerbstätigen 
einzahlen und die den Le-
bensstandard sichert. 
 
Längere Bezugsdauer be-
sonders für langjährig Ver-
sicherte; schneller Zugang.  
 
Nach ALG I dann Bezug von 
Arbeitslosengeld Plus (58 
Prozent), Dauer wie beim 
ALG I.  
 
 

./. 

Grund- 
sicherung/ 
Hartz IV 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 ‚Aufstockende Personen‘ in 
das SGB III  

 Hinzuverdienstmöglichkei-
ten im SGB II erweitern.  

 Keine Angemessenheits-
prüfung bei Mietwohnun-
gen in den ersten 2 Jah-
ren/zweijähriger Bestands-
schutz bei Wohneigentum 

 Anhebung der Regelsätze 
 Keine Sanktionierung des 

soziokulturellen Existenz-
minimums 

Rahmenbedingungen verbes-
sern bei der beruflichen Aus-
/Weiterbildung in der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende.  
 
Hinzuverdienstregeln für Ju-
gendliche/ junge Erwachsene 
deutlich ausweiten; „Anrech-
nung von Einkommen neu ge-
stalten“ 
 
Rentner sollen Wohneigentum 
behalten und eine angemes-
sene Notlagenreserve als Aner-
kennung der Lebensleistung be-
halten können.  
 

Grundsicherung zu einem 
Bürgergeld weiterentwickeln: 
„Regelsätze müssen zu 
einem Leben in Würde aus-
reichen und zur gesellschaftli-
chen Teilhabe befähigen.“; 
Weiterbildungs-Bonus. 
 
Vermögen und Wohnungs-
größe innerhalb der ersten 
zwei Jahre nicht überprüfen 
und das Schonvermögen er-
höhen. 
 
„Sinnwidrige und unwürdige 
Sanktionen schaffen wir ab.“ 

Hartz IV durch eine Garantiesi-
cherung ersetzen: Soziokultu-
relles Existenzminimum garan-
tieren; keine Sanktionen; Re-
gelsätze neu berechnen: Regel-
satz +50€ und Leistungen 
schrittweise individualisieren. 
 
Anrechnung von Einkommen 
attraktiver gestalten; keine An-
rechnung bei Jugendlichen; 
Schonvermögen anheben. 
 
Intensive Betreuung, individu-
elle Unterstützung, Vorrang für 
Ausbildung und Qualifizierung. 
 

Sofort: Erhöhung der 
Grundsicherungsleistungen 
auf 658€; Kosten der Unter-
kunft + Heizung entspre-
chend ortsüblichem Bedarf 
und Angebot; Abschaffung 
der „Bedarfsgemeinschaf-
ten“; keine Sanktionen.  

- 
Langfristig: Ersatz von Hartz 
IV durch eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung von 
1.200€, mit jährlicher An-
passung.  
 
Kindergrundsicherung:  

Liberales Bürgergeld: steuerfi-
nanzierte Sozialleistungen wie 
das ALG II an einer staatlichen 
Stelle zusammenfassen.  
 
Bessere Hinzuverdienstregeln 
im ALG II; Einkommen von Ju-
gendlichen soll bis zur Höhe ei-
nes Minijobs gar nicht ange-
rechnet werden. 
 
Schonvermögen erhöhen, ins-
besondere das Altersvorsorge- 
Vermögen, die selbst genutzte 
Immobilie und das für die Er-
werbstätigkeit benötigte KfZ.  
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Fortsetzung 
Grund- 
sicherung/ 
Hartz IV 

 Wiedereingliederung von 
Langzeiterwerbslosen: be-
sonderes Augenmerk auf 
Behinderte, Berufsrückkeh-
rerinnen und junge Men-
schen 

 Änderung des Konstruktes 
der „Bedarfsgemeinschaft“ 
und der Regeln der Ein-
kommensanrechnung.  

Sanktionsmechanismen im SGB 
II sollen bleiben.  
 
Regelungen zur Vermögensver-
wertung und zum Schonvermö-
gen in der Grundsicherung im 
Alter anpassen. 
 
Qualifizierung geht vor Vermitt-
lung in Hilfetätigkeit. 

„Das sozioökonomische und 
soziokulturelle Existenzmini-
mum muss jederzeit gesi-
chert sein.“ 
 
Kindergrundsicherung:  
Infrastruktur, die gerechte 
Bildung und Teilhabe für alle 
Kinder ermöglicht + automa-
tisch ausgezahltes Kinder-
geld, gestaffelt nach Einkom-
men der Eltern.  

Abschaffung der Sanktionen, 
stattdessen Arbeitsvermittlung 
und Begleitung. Kindergrundsi-
cherung gegen Kinderarmut: 
GarantiePlus-Betrag für Haus-
halte mit geringem/keinem Ein-
kommen.  

infrastrukturelle Angebote 
+ Finanzielle Unterstützung;   
abhängig vom Einkommen 
der Eltern zw. 328€ & 630€.  
 

Einheitlicher Regelsatz – unab-
hängig vom Beziehungsstatus; 
Überprüfung der Wohn- und 
Familienverhältnisse.  
 

  

https://kurzelinks.de/9tqa


Synopse zur Arbeitsmarktpolitik, Grundsicherung, Andre Reinholz, Artur Littau, Stand: 31. August 2021 
Hinweis: ausführlichere Synopse unter https://kurzelinks.de/9tqa (siehe „Arbeit der Zukunft“). Seite 8 von 8 

Zum Umgang mit der AfD für Synopsen von Wahlprogrammen bei der Bundestagswahl 2021  
 
Liebe Kolleg*innen, 
 
wir nehmen in der Synopse der Wahlprogramme auch das Wahlprogramm der Alternative für Deutschland (AfD) unter die Lupe. Dazu stellen wir klar: Die AfD ist zwar auf demokratischem 
Wege in den letzten Jahren in Parlamente gewählt worden, sie ist aber nach Auffassung von ver.di keine demokratische Partei, da sie in grundlegenden Fragen von demokratischen Werten 
abweicht und eine Politik der Ausgrenzung betreibt, die der Demokratie schadet. Sie ist daher nicht vergleichbar mit anderen Parteien, die bei bestimmten Themen zwar andere Positionen 
oder Meinungen als wir vertreten, sich aber zugleich klar zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung und zur parlamentarischen Demokratie bekennen.  
 
Zu der Auffassung, dass es sich bei der AfD nicht um eine demokratische Partei handelt, sind wir schon lange vor Einstufungen der AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall durch Landes-
ämter oder das Bundesamt für Verfassungsschutz gelangt. Auf dem 5. ver.di-Bundeskongress im September 2019 haben rund 1.000 Delegierte die gewerkschaftlichen Grundwerte von 
Solidarität und Respekt gegenüber allen Menschen – unabhängig von Geschlecht, Herkunft, Religion, Alter und Hautfarbe – und das Ziel, gemeinsam für die Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen aller zu kämpfen, bekräftigt. In dem Zusammenhang wurde auch beschlossen: ver.di stellt sich Nationalismus, Rechtspopulismus, Rechtsextremismus, Antisemitismus 
und Menschenfeindlichkeit entgegen, und 
- klärt über die gewerkschafts- und demokratiefeindlichen Ziele und Vorstellungen von Organisationen und Parteien wie der AfD auf; 
- schließt eine Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen und rechtsextremen Organisationen und Parteien aus; 
- stellt rechtspopulistischen und rechtsextremen Organisationen oder Parteien keine gewerkschaftlichen Räume zur Verfügung; 
- lädt keine Funktionär*innen, Mandatsträger*innen solcher Organisationen oder Parteien zu Veranstaltungen von ver.di ein; 
 
Entsprechend unserer Beschlüsse werden wir AfD-Vertreter*innen nicht zu den Aktivitäten einladen, die wir beispielsweise aktuell unter dem Motto „ver.di wählt“ entfalten und setzen 
vielmehr darauf, dass unsere Mitglieder den Widerspruch in den AfD-Positionen und den gewerkschaftlichen Vorstellungen von Solidarität und Mitbestimmung erkennen und daraus ihre 
Schlüsse ziehen. In einem Atemzug mit den demokratischen Parteien nennen wir die AfD nicht, um nicht zu einer Normalisierung ihrer Positionen beizutragen. 
 
ver.di-Bundesvorstand, Berlin, im Juni 2021 
 
Im Folgenden wurde nach denselben Kritierien wie oben das Wahlprogramm der AfD „Deutschland. Aber normal.“ (vom Mai 2021) dargestellt. 
 

Tarifbindung/Mitbestimmung Bekenntnis zu Mitbestimmung der Beschäftigten in den Betrieben und allgemeinverbindlichen Tarifverträgen. 
Mindestlohn „Mindestlohn korrigiert die Position der Niedriglohnempfänger gegenüber den Interessen der Arbeitgeber, schützt vor erwartetem Lohndruck durch Massenmigra-

tion, erlaubt Existenz jenseits der Armutsgrenze und Finanzierung einer […] Altersversorgung, verhindert die Privatisierung von Gewinnen bei gleichzeitiger Sozialisie-
rung der Kosten.“ 

Teilzeit/Befristungen ./. 
Leih-/ Zeitarbeit Leiharbeitnehmer hinsichtlich der Entlohnung ab dem ersten Arbeitstag mindestens gleichgestellt + Flexibilitätsprämie, wegen erhöhtem Kündigungsrisiko und er-

warteter Flexibilität. 
Minijobs / Werkverträge ./. 
Soloselbstständige absichern ./. 
Recht auf Homeoffice ./. 
Plattformarbeit stärker regulieren ./. 
Ausbildung „Wir wollen das berufliche Bildungs- und Ausbildungssystem stärken.“ 
Arbeitslosenversicherung Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I in Abhängigkeit von der Dauer der Vorbeschäftigung und sanktionsfrei; Absenkung des Beitragssatzes 
Grundsicherung/ Hartz IV „Aktivierende Grundsicherung“ als Alternative zu Hartz IV; erzieltes Einkommen nicht vollständig verrechnen; Lohnabstandsgebot: Wer arbeitet, wird mehr Geld zur 

Verfügung haben als derjenige, der nicht arbeitet, aber arbeitsfähig ist; Missbrauchsmöglichkeiten sind auszuschließen. 
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